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nter dem Eindruck und der Einwirkung der Französischen Revolution vollziehen sich auch in 
Deutschland zwischen 1789 und 1815 tief greifende Veränderungen in Staat, Wirtschaft und 
Gesellschaft. Durch den Druck zunächst des revolutionären, dann des napoleonischen Frankreich bricht 
das Alte Reich binnen weniger Jahre zusammen. Napoleon setzt eine umfassende territoriale Neugliederung 
des zersplitterten Mitteleuropa durch, aus der vor allem in Süddeutschland leistungsfähige Mittelstaaten 
hervorgehen. 
Die kriegerischen Jahrzehnte um die Wende vom 18. zum 19. Jahrhundert sind zugleich eine Epoche der 
großen inneren Reformen. Einfluss und Vorbild der napoleonischen Politik, die sich rapide verschärfenden 
Finanzprobleme sowie die notwendige Integration sehr verschiedenen strukturierter Gebiete in ein 
einheitliches Gemeinwesen im Falle der Süddeutschen Staaten und die Folgen der militärischen Niederlage im 
Falle Preußens führen nun auch in Mitteleuropa zu einer umfassenden politischen, militärischen, 
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Neuordnung. Mit den Reformen wird die überkommene feudal-
ständische Ordnung endgültig aufgebrochen und eine freiere Entwicklung von Wirtschaft und Gesellschaft 
ermöglicht – allerdings ausschließlich auf dem Wege einer „Reform von oben“, mit des Folge eines sich noch 
weiter verstärkenden staatlichen Einfluss. 
Die Hoffnungen der sich in den Freiheitskriegen gegen Napoleon formierenden nationalen Bewegung auf 
einen deutschen Nationalstaat werden vom Wiener Kongress enttäuscht. Der „Deutsche Bund“ – ohnehin nur 
ein lockerer Zusammenschluss weitgehend souveräner Einzelstaaten – entwickelt sich, insbesondere nach der 
reaktionären Wende des Jahres 1819, unter der Führung Metternichs zu einem reinen Repressionsinstrument. 
Dagegen werden mit den ersten modernen Verfassungen vor allem in den süddeutschen Ländern neue 
Rahmenbedingungen und parlamentarische Institutionen geschaffen, die das aufstrebende Bürgertum in 
seinem liberalen Sinne politisch zu nutzen weiß. 
DAS REVOLUTIONÄRE FRANKREICH 
Am Anfang des Umbruchs in Frankreich steht der revolutionäre Akt der Abgeordneten des Dritten Standes, 
die sich am 17. Juli 1789 zur Nationalversammlung erklären und drei Tage später gemeinsam den Schwur 
leisten, nicht eher auseinander zu gehen, als bis das Land eine gerechte Verfassung erhalten habe. Mit dem 
gewaltsamen Sturm auf das Symbol des verhassten Absolutismus, das Staatsgefängnis der Bastille, kommt am 
14. Juli 1789 die schwelende Unruhe und Erregung breiter Bevölkerungskreise zum offenen Ausbruch. Der 
Prozess der revolutionären Veränderung wird unumkehrbar und breitet sich binnen kurzer Zeit über ganz 
Frankreich aus. In ihrer „Erklärung der Menschen- und Bürgerechte“ vom 26. August 1789 bekennt sich die 
französische Nationalversammlung zu den Prinzipien der politischen Freiheit und gesetzlichen Gleichheit als 
natürlichen, unveräußerlichen  Rechten des Individuums. Wie kein anderer Text der Revolution dringt diese 
Proklamation als Grundgesetz jeder liberalen Ordnung in das allgemeine Bewusstsein. 
Die Nachrichten von den revolutionären Ereignissen in Frankreich breiten sich auch in Deutschland aus, doch 
eine größere politische Resonanz findet erst die zweite Phase der Revolution nach der Ausführung der Republik 
im September 1792. Unter dem Einfluss der französischen Revolution differenziert sich vielerorts in 
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Deutschland die politische Öffentlichkeit: Neben der Aufklärungsbewegung formiert sich eine neue radikalere, 
den französischen Jakobinern nahestehende Richtung, die sich die republikanischen Forderungen zu eigen 
macht. Das Zentrum der jakobinischen Aktivitäten liegt allerdings bezeichnenderweise in West- und 
Süddeutschland, also im französischen Macht- und Einflussbereich. Während der französischen Besetzung der 
Stadt errichten Mainzer Jakobiner 1792/93 für kurze Zeit die erste Republik auf deutschen Boden. Sie kann sich 
allerdings nur auf eine Minderheit in der städtischen Bevölkerung stützen und bricht nach dem Abzug der 
Franzosen zusammen. 
DIE REVOLUTIONSKRIEGE 
Schon bald nach dem Ausbruch der Revolution strömt eine erste Welle von politischen Flüchtlingen aus 
Frankreich in die benachbarten Reichsgebiete. Die zumeist adeligen Emigranten sind wegen ihres oft 
arroganten Auftretens bei der Bevölkerung wenig beliebt. Sie drängen, wenn auch zunächst ohne 
durchgreifenden Erfolg, die europäischen Monarchien zum militärischen Vorgehen gegen das revolutionäre 
Frankreich. Mit dem Ausbruch des ersten Koalitionskrieges im April 1792 beginnt eine mehr als zwei Jahrzehnte 
dauernde Kriegsepoche, in der nur kurze Friedensphasen die militärischen Auseinandersetzungen 
unterbrechen. Nach ersten überraschenden Erfolgen der Revolutionsarmee wird der Krieg sogleich auch auf 
das Reichsgebiet getragen: Am 30. September 1792 erobern französische Truppen unter General Custine sie 
Stadt Speyer. 
Mit Napoleon wandelt sich die Verteidigung der Revolution endgültig in einen Eroberungskrieg  im Namen 
der revolutionären Errungenschaften. Binnen weniger Jahre beherrscht Frankreich beinahe den ganzen 
europäischen Kontinent. Die innere und äußere Ordnung des Ancien Régime ist vollständig 
zusammengebrochen. Nach den militärischen Erfolgen des Jahres 1805 gegen Österreich und Russland sowie 
der Neuordnung Süddeutschlands durch Napoleon folgt im Herbst 1806 der Feldzug gegen Preußen, das in der 
Doppelschacht von Jena und Auerstedt am 14. Oktober eine vernichtende Niederlage hinnehmen muss. Der 
Einzug Napoleons durch das Brandenburger Tor nach Berlin am 27. Oktober 1806 besiegelt die preußische 
Niederlage. König Friedrich Wilhelm III. wird am 9. Juli 1807 im Diktatfrieden von Tilsit zur Abtretung aller 
Landesteile westlich der Elbe sowie der eben erst vereinnahmten polnischen Gebiete und zur Zahlungshoher 
Kriegsentschädigungen gezwungen. Auch der als fortschrittlich geltende Staat des preußischen Absolutismus 
erweist sich gegenüber dem revolutionären Frankreich politisch und militärisch als hoffnungslos unterlegen. 
NEUORDNUNG DURCH NAPOLEON 
Die Niederlage des Reiches gegen Napoleon gibt den Anstoß zu einer grundlegenden Neuordnung aller 
staatlichen Verhältnisse in Mitteleuropa. Die größeren und mittleren Reichsfürsten sollen für ihre 
Reichsverluste auf dem an Frankreich abgetretenen linken Rheinufer durch Territorien der Kirche und kleinerer 
weltlicher Herrschaften entschädigt werden. Mit dem Reichsdeputationshauptschluss vom 25. Februar 1803 
erkennt das Reich die französische-russischen Neuordnungspläne an. 
Der Reichsdeputationshauptschluss und die territorialen Umwälzungen der Jahre 1805/06 berauben fast alle 
kleineren Reichsstände ihrer Reichsunmittelbarkeit. Die Landkarte des Reiches verliert einen guten Teil ihrer 
Buntscheckigkeit. Bistümer und Abteien, kleine Fürstentümer, d.h. größeren Territorien zuschlagen. Die 
Säkularisierung, also die politische Entmachtung der geistlichen Herrscher und die Enteignung großer Teile 
kirchlichen Eigentums, bedeutet zugleich einen wichtigen Schritt zur Auflösung der überkommenen feudalen 
und ständischen Gesellschaft: Der Adel verliert wichtige Versorgungseinrichtungen, Bauern und Bürger 
erwerben kirchlichen Grund und Boden, in manches Kloster ziehen moderne Gewerbebetriebe ein. 
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Durch die territoriale Neugliederung des Reiches entstehen vor allem in Süddeutschland mit den 
Königreichen Bayern und Württemberg und den Großherzogtümern Baden und Hessen-Darmstadt 
leistungsfähige Mittelstaaten.  Ihre Herrscher fühlen sich im Interesse ihrer neu erworbenen Machstellung 
Napoleon und Frankreich auf das engste verbunden. Mit der Unterzeichnung der „Rheinbundkarte“ durch 16 
süd- und südwestdeutsche Staaten am 12 Juli 1806 in Paris ist auch das Ende des „Heiligen Römischen Reiches 
Deutscher Nation“ gekommen. Am 1. August1806 vollziehen die Rheinbundmitglieder ihren Austritt aus dem 
Reichsverband, fünf Tage später legt Kaiser Franz II. die Reichskrone nieder und erklärt das Land für erlöschen. 
Die Fürsten des Rheinbundes huldigen am 12. Juli 1806 dem französischen Kaiser in Paris. Ihr Bund, ein 
Offensiv- und Defensivbündnis unter dem Protektorat Napoleons, schafft in Mitteleuropa ein machtpolitisches 
Gegengewicht gegen Preußen und Österreich. Alle Projekte, den Rheinbund durch gemeinsame Institutionen 
zu einem Bundesstaat auszubauen, scheitern jedoch am Widerstand der größeren Mitgliedsstaaten. 
Am 21. November 1806 verkündet Napoleon in der preußischen Hauptstadt das Dekret über die 
Kontinentalsperre: Mit einer völligen Wirtschaftsblockade soll England auch politisch in die Knie gezwungen 
werden. Zugleich erwartet Frankreich von einer Umorientierung der Wirtschaft auf dem europäischen 
Kontinent verbesserte Exportchancen und eine Stärkung seiner Position. Die wirtschaftlichen Auswirkungen der 
Kontinentalsperre, die Frankreich mit scharfen Kontrollen durchzusetzen versucht, differieren sehr stark: 
Während einzelne Gewerbezweige ohne die englische Konkurrenz aufblühen, leiden vor allem die 
Landwirtschaft und der Handel erheblich unter den Restriktionen. 
DIE PREUßISCHEN UND RHEINBÜNDISCHEN REFORMEN   
Der Wille zu umfassenden Reformen geht in den neugeschaffenen süddeutschen Staaten besonders auf die 
Notwendigkeit zurück, Gebiete ganz verschiedener historischer Traditionen und Verwaltungsstrukturen zu 
einem staatlichen Ganzen zu verschmelzen. Nach oft eher zaghaften ersten Schritten setzen sich meist die 
streng zentralistischen Reformkonzepte nach französischem Vorbild durch. 
In Preußen werden die Reformen vor allem durch die schmerzliche Erfahrung der Niederlage gegen 
Napoleon angestoßen: In seiner „Nassauer Denkschrift“ vom Juni 1807 entwickelt der Freiherr von Stein ein 
umfassendes Konzept, wie dem preußischen Staat durch eine „Belebung des Gemeingeistes und des 
Bürgersinns“ neue Kräfte zugeführt werden sollen. Schon früh gerät dieses Konzept jedoch in Konflikt mit den 
Machtansprüchen des preußischen Königs. 
An der Spitze der Reformen steht jeweils eine durchgreifende Neuordnung der staatlichen 
Verwaltungsgliederung und der Finanzverfassung, die den bereits im Absolutismus begonnenen Prozess der 
modernen Staatsbildung fortführt und vollendet. Den zweiten Schwerpunkt der Reformen bildet die 
Freisetzung der Gesellschaft durch ein neues bürgerliches Rechtssystem. Die damit verbundenen Probleme 
bündeln sich besonders in den Auseinandersetzungen um die Einführung des 1804 in Frankreich geschaffenen 
Zivilgesetzbuches, des Code Napoleon, in den Rheinbundstaaten. 
Vielleicht am deutlichsten wird der Übergang vom Obrigkeitsstaat in der preußischen Reform der 
Heeresverfassung. Die Abschaffung des Adelsmonopols auf die Offiziersstellen erschüttert die wichtigste 
Institution des alten Preußen. Auch die Auswahl der Offiziere soll sich künftig nach den bürgerlichen Bildungs- 
und Leistungsprinzipien richten. Das zweite Kernstück der Militärreformen in Preußen bildet die Einführung der 
allgemeinen Wehrpflicht. Der Dienst in der Armee soll nicht mehr als verhasster Zwang, sondern als 
patriotische Pflicht des Staatsbürgers empfunden wird, die Armee soll Teil der bürgerlichen Gesellschaft 
werden. 
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Zu den wichtigsten gesellschaftlichen Reformen zählen die Bauernbefreiung und die sie begleitenden 
Maßnahmen: Formen persönlicher Unfreiheit wie die Leibeigenschaft werden aufgehoben, die Dienste und 
Abgaben der Bauern sollen gegen Geldzahlungen abgelöst werden, Grund und Boden werden frei verkäufliche 
Wirtschaftsgüter. In engem Zusammenhang mit der Wirtschafts- und Gesellschaftsreform stehen auch die 
ersten gesetzlichen Schritte zur Emanzipation der Juden. In Preußen erlaubt das Edikt vom 11. März 1812 den 
Juden den Eintritt in das Gemeinde Bürgerrecht, die freie Gewerbeausübung und den Grunderwerb, während 
ihnen der Staatsdienst und das Offizierskorps weiter verschlossen bleiben. Nach Jahrhunderten der bloßen 
Duldung zum Teil auch der Ghettoisierung öffnet sich den Juden in dieser Zeit des Umbruchs, trotz vieler nach 
wie vor bestehender rechtlicher und faktischer Beschränkungen, der Weg zur bürgerlichen Gleichberechtigung. 
Das Ideal des Freiherrn vom Stein, den preußischen Staat durch eine erweiterte Beteiligung seiner Bürger zu 
stärken, wird am ehesten in der Städteordnung von 1808 verwirklicht. Sie gewährt den Gemeinden 
weitgehende Selbstverwaltungsrechte und legt die kommunalen Geschicke in die Hände der von den Bürgern 
selbst gewählten Stadtverordneten. Die Beschränkung des Bürgerrechts auf die selbstständigen Kaufleute und 
Gewerbetreibenden bleibt jedoch erhalten. Die weitgehenden Zielsetzungen, die Stein und Hardenberg mit 
dem Selbstverwaltungskonzept verbinden, nämlich repräsentative und konstitutionelle Elemente auch auf den 
höheren staatlichen Ebenen bis hin zu einer preußischen Verfassung, erfüllen sich jedoch nicht. 
Preußen hat mit den Gebietsabtreibungen des Jahres 1807 auch seine „Hauptuniversität“ Halle verloren.  
Das Konzept für die Gründung einer neuen Universität in Berlin formuliert Wilhelm von Humboldt (1767-1835), 
der 1809 an die Spitze der preußischen Unterrichtsverwaltung berufen wird, in einem Schreiben an den 
preußischen König vom 24. Julie 1809. Humboldts Idee der Universität geht von dem Prinzip der Einheit von 
wissenschaftlicher Forschung und Lehre und von dem Leitbild zweckfreier, nicht unmittelbar auf eine 
Nutzanwendung gerichteter Wissenschaft aus, deren freie Entwicklung vom Staat getragen und gesichert 
werden soll. Neben der Reform der Universität steht die Neuordnung des Schulwesens, das nach dem Willen 
der Reformer in Preußen künftig nur noch aus der Volksschule für die elementare, allgemeine Bildung und dem 
neuen Typus des humanistischen Gymnasiums für die höhere Bildung bestehen soll. 
DIE FREIHEITSKIREGE 
Philosophen und Dichter bekennen sich in der Zeit der napoleonischen Herrschaft zu einer „Deutschen 
Nation“ und rufen zum Kampf gegen die Fremdherrschaft auf. Die „Befreiung“ von Napoleon soll zugleich zu 
einem allgemeinen Aufbruch in die „Freiheit“, in einen nationalen Verfassungsstaat werden. Nach und nach 
erwacht der Widerstand  gegen die napoleonische Herrschaft in den Deutschen Ländern. Immer drückender 
werden die Lasten der französischen Besatzung, die Aushebung deutscher Truppen und das Elend der 
fortgesetzten Kriege empfunden. In Preußen wird der eher zögernde König Friedrich Wilhelm III. von der 
aufflammenden nationalen Begeisterung zum Krieg gegen Napoleon getrieben. Der Widerstand gegen 
Napoleon kann sich bald auf eine breite Freiwilligenbewegung aus allen Bevölkerungsschichten stützen und 
organisiert sich in so genannten Freikorps. Nach der Niederlage Napoleons in Russland 1812 erringen die 
verbündeten preußischen, österreichischen und russischen Truppen in der „Völkerschlacht“ bei Leipzig am 16. 
– 19. Oktober 1813 den entscheidenden Sieg über den französischen Kaiser. Napoleon muss sich mit seiner 
Armee nach Frankreich zurückziehen, der Rheinbund löst sich auf. 
DER WIENER KONGRESS 
Nach dem Sieg über Napoleon beraten von September 1814 bis Juni 1815 in Wien Fürsten und Minister der 
verbündeten Großmächte Russland, Großbritannien, Österreich und Preußen mit Vertretern anderer deutscher 
und europäischer Staaten sowie den Unterhändlern des besiegten Frankreich über die Neuordnung der 
europäischen Verhältnisse. Das Ergebnis der Wiener Kongresses – niedergelegt in des Schlussakte des Wiener 
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Kongresses vom 9. Juni 1815 – steht einerseits im Zeichen der Restauration: Viele Grenzen und 
Gewichtsverhältnisse zwischen den fünf Großmächten werden wiederhergestellt, gewaltsam vertriebene 
Dynastien wieder in ihre Rechte eingesetzt. Andererseits  aber erweist sich eine vollständige Rückkehr zu den 
absolutistisch geprägten Ordnungen der vorrevolutionären Zeit als unmöglich. In einem großen 
„Länderschacher“ werden auf dem Wiener Kongress viele der von Napoleon vollzogenen Änderungen in der 
europäischen Staatenwelt wieder rückgängig gemacht. Lediglich die territoriale Neuordnung Deutschlands 
bleibt im Wesentlichen unangetastet. Die konservativen Ostmächte Russland, Österreich und Preußen 
verbünden sich in der „Heiligen Allianz“ zur Erneuerung christlicher Grundsätze. In der Praxis läuft diese 
Zielsetzung auf die Aufrechterhaltung der bestehenden dynastischen Ordnung und die gewaltsame 
Unterdrückung aller nationalen Befreiungsbestrebungen hinaus. 
 
DER DEUTSCHE BUND 
Statt des von der liberalen Bewegung erhofften Nationalstaats wird auf dem Wiener Kongress für 
Deutschland nur ein loser Staatenbund geschaffen. Sein Hauptzweck ist es, die Unabhängigkeit  seiner 
Mitglieder zu wahren, das monarchische System zu sichern und die neuen politischen und sozialen Kräfte 
nieder zu halten. Das höchste Organ dieses Bundes, die Bundesversammlung, später Bundestag genannt, 
residiert von 1806 bis 1866 im Palais Thurn und Taxis in Frankfurt am Main. 
Die Bundesversammlung ist allerdings keine gesamtdeutsche Volksvertretung, sondern ein ständiger 
Gesandtenkongress der deutschen Fürsten und Freien Städte unter österreichischen Vorsitz. In der politischen 
Praxis erweist sich die Bundesorganisation als äußerst schwerfällig. Zu den Leistungen des Bundes zählt die 
Wahrung des inneren und äußeren Friedens über einen langen Zeitraum hinweg. Sie wird jedoch nur um den 
Preis der Unterdrückung aller freiheitlichen Bestrebungen erreicht. 
Den „Deutschen Bund“ bilden zunächst 37 Staaten und vier Freie Städte. Preußen und Österreichgehören 
nur mit ihren ehemaligen Reichsterritorien, nicht aber mit West- und Ostpreußen bzw. den nichtdeutschen 
Teilen der Habsburgermonarchie dem Bund an. Bundesmitglieder sind indirekt, über ihre deutschen 
Besitzungen, auch die Könige von Dänemark, von Großbritannien und der Niederlande. 
ANFÄNGE DES VERFASSUNGSSTAATES 
Das vage Versprechen des Artikels 13 der Bundesakte: „In allen Bundesstaaten wird eine landständischen 
Verfassung stattfinden.“ Wird in den deutschen Einzelstaaten ganz verschieden gehandhabt. Während Preußen 
und Österreich weiter absolutistisch regiert werden, sehen die süddeutschen Länder in der Einführung 
moderner Repräsentativverfassungen eine Chance, ihre Souveränität gegenüber dem deutschen Bund zu 
befestigen. In diesen Verfassungen werden den Bürgern erstmals freiheitliche Grundrechte und politische 
Mitsprachemöglichkeiten auf dem Wege über parlamentarische Vertretungen gewährt. 
Im Zuge der sich verschärfenden Restauration wird der Artikel 13 der Bundesakte mehr und mehr als Verbot 
moderner Verfassungen ausgelebt. In diesem Sinne bekräftigt die Wiener Schlussakte vom 15. Mai 1820 das 
„monarchische Prinzip“. Demgegenüber versuchen vor allem die süddeutschen Liberalen, die errungenen 
Rechte demonstrativ zu behaupten. 
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DAS WARTBURGFEST 
Am 18. Oktober 1817 ziehen rund 500 Studenten auf Einladung der Jenenser Burschenschaft auf die 
Wartburg. Sie wollen das 300jährige Jubiläum der Reformation und den vierten Jahrestag der Völkerschlacht 
bei Leipzig, die religiöse und die politische Befreiung Deutschlands feiern. Das Fest auf der Wartburg lenkt die 
Aufmerksamkeit der politisch interessierten Öffentlichkeit erstmals auf die neue burschenschaftliche 
Bewegung, die aus den Freiheitskriegen gegen Napoleon hervorgegangen ist. Die Feier steht aber auch am 
Anfang der Geschichte politischer Demonstrationen in Deutschland. 
Die Hälfte der Teilnehmer kommt aus Jena, dem Zentrum der studentischen Reformbewegung, die übrigen 
meist von norddeutsch-protestantischen Universtäten; doch es sind auch einzelne katholische Studenten 
beteiligt. Politische Akzente setzt vor allem die Festrede des Jenaer Studenten Riemann, der heftige Kritik am 
Deutschen Bund übt. Besonders öffentliches Aufsehen erregt das Nachspiel des Wartburgfestes: Eine kleine 
Gruppe von Studenten aus dem Umkreis des „Turnvaters“ Friedrich Ludwig Jahn inszeniert eine Verbrennung 
„undeutscher“ Schriften und absolutistischer Symbole: Neben einem Code Napoleon fliegen unter anderem 
eine „Deutsche Geschichte“ von August von Kotzebue und die „Restauration der Staatswissenschaften“ des 
hochkonservativen Juristen Karl Ludwig von Haller, aber auch ein Zopf, eine Ulanen Uniform und ein Korporal 
Stock in das Feuer. Die Auswahl der Gegenstände zeigt die Ambivalenz der studentischen Bewegung, in der sich 
liberale und im Zeichen eines vergangenheitsorientierten Nationalismus rückschrittliche Elemente mischen. 
DAS SYSTEM METTERNICH 
Der Widerstand gegen das restaurative System des Deutschen Bundes formiert sich zuerst an den 
Universitäten, besonders in studentischen Kreisen. Burschenschaften und Turnvereine organisieren den Kampf 
für einen deutschen Nationalstaat. Die Ermordung des Schriftstellers und russischen Staatsrats August von 
Kotzebue durch den Studenten Karl Ludwig Sand am 23. März 1819 in Mannheim – gedacht als ein Fanal gegen 
die Restauration und für den deutschen Nationalstaat – eröffnet eine Periode verschärfter Reaktion und 
politischer Verfolgung. Sand wird am 20. Mai 1820 in Mannheim gerichtet. 
Mit den „Karlsbader Beschlüssen“ vom 20. September 1819, die bis 1848 in Kraft bleiben, wird ein 
umfassendes polizeistaatliches Überwachungssystem zur Unterdrückung der liberalen und nationalen 
Bewegung errichtet. Zur Verfolgung „demagogischer Umtriebe“ und „revolutionärer Verbindungen“ wird die 
„Central-Untersuchungs-Kommission“ mit Sitz im Mainz geschaffen. In einem „Schwarzen Buch“ stellt diese 
berüchtigte Spitzelbehörde eine Liste aller Personen zusammen, die wegen politischer Delikte im Gebiet des 
Deutschen Bundes belangt worden sind. Für die Zeit bis 1837 umfasst das Buch Eintragungen über 1867 
Personen. 
Im Mittelpunkt der Repressionspolitik aber steht die Pressezensur. Alle Druckschiften mit einem Umfang von 
weniger als 20 Bogen müssen vor ihrer Veröffentlichung die Zensur passieren. Die sich eben erst entfaltende 
Presse versucht, wenigstens durch das demonstrative Freilassen von „Zensurlücken“ gegen diese Eingriffe zu 
protestieren – eine Praxis, die schließlich auch noch verboten wird. Viele Anhänger und führende Köpfe der 
liberalen und demokratischen Opposition sehen sich persönlichen Verfolgungen bis hin zu mehrjährigen 
Gefängnisstrafen ausgesetzt. ● 
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